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VERZEICHNIS DER aBKÜRZUNGEN



Abs.	Absatz

Art.	Artikel

Bür.	Bürgerfraktion

BV	Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 18. April 1999 (RS 101)

CSP	Christlichsoziale Partei

CVP	Christlichdemokratische Volkspartei

FDP	Freisinnig-Demokratische Partei

GR	Grosser Rat

K	Kommission

KG	Kantonsgericht

KV BE	Verfassung des Kantons Bern vom 6. Juni 1993

KV FR	Verfassung des Kantons Freiburg vom 7. Mai 1857

KV JU	Verfassung der Republik und des Kantons Jura vom 20. März 1977 

KV NE	Verfassung der Republik und des Kantons du Neuenburg vom 24. September 2000

KV SO	Verfassung des Kantons Solothurn vom 8. Juni 1986 

KV VD – Vorentwurf	Vorentwurf einer Verfassung des Kantons Waadt, Juni 2001

KV VS	Verfassung des Kantons Wallis vom 4. März 1907

Öff.	Öffnung

SP	Sozialdemokratische Partei

SR	Staatsrat

SVP	Schweizerische Volkspartei

VG	Verwaltungsgericht









































ZUSAMMENFASSUNG



Die Erarbeitung der Thesen ist in zwei Lesungen sehr sorgfältig vorgenommen worden.



Die in diesem Bericht vorgeschlagenen Thesen bilden nicht bloss eine Aktualisierung der gegenwärtigen freiburgischen Verfassung. Wir haben in der Tat unabhängig von den gegenwärtigen Gegebenheiten und von Gruppeninteressen Neuerungen in die Thesen einfliessen lassen, die wir heute vorschlagen.





Im Abschnitt ALLGEMEINES sind die wichtigen Neuerungen: Die juristische Festlegung der Form der normativen Akte, die Veröffentlichung der Interessenbindungen der Mitglieder der Behörden, die Möglichkeit, öffentliche Aufgaben privaten Organisationen zu übertragen und die Information der Bürgerinnen und Bürger durch die Behörden und Verwaltung.



Die Anzahl Mitglieder des GROSSEN RATES wird auf 100 herabgesetzt; die Wahlkreise werden neu organisiert und aufgeteilt. In der Absicht, im Grossen Rat eine bessere Präsenz zu erreichen, schlagen wir die Einführung eines Stellvertretersystems vor. Das Personal der Staatsverwaltung kann, mit gewissen Ausnahmen, in den Grossen Rat gewählt werden. Wir schlagen eine Begrenzung der Mandate auf drei Legislaturperioden vor. Der Grosse Rat wird über ein eigenes, von der Staatskanzlei unabhängiges Sekretariat verfügen, und es werden thematische (ständige) und spezielle parlamentarische Kommissionen eingesetzt.



Der Grosse Rat wird die Regierungsprogramme der Legislatur nicht bloss zur Kenntnis nehmen. Er wird den obligatorischen Charakter der Planung in bestimmten Bereichen festlegen können.



Der Grosse Rat wird verantwortlich sein, das finanzielle Gleichgewicht herzustellen. Er wird die Aufgaben des Staates periodisch unter dem Gesichtspunkt der Notwendigkeit, des Nutzens und der Kosten prüfen müssen. Was die Volksinitiativen betrifft, wird der Grosse Rat einer Initiative einen Gegenvorschlag gegenüberstellen können. Schliesslich wird als Antwort auf Vorschläge zur Einführung eines Jugendrates, eines Zukunftsrates und eines Rates der Ehemaligen eine These den Grossen Rat einladen, Überlegungen auf längere Sicht anzustellen.



Aus Gründen der Repräsentativität der verschiedenen geografischen und sprachlichen Regionen des Kantons wird der STAATSRAT weiterhin sieben Mitglieder zählen. Die Amtsdauer wird auf drei Perioden beschränkt; nach zehn Jahren wird ein Staatsrat die Direktion wechseln müssen. Der Präsident des Staatsrates wird für ein Jahr gewählt. Unmittelbar anschliessend kann er wieder gewählt werden, namentlich um eine bessere Planung der Regierungsgeschäfte sicherzustellen. Der Staatsrat erstattet dem Parlament regelmässig Bericht.



Was die VERWALTUNG betrifft, will die Kommission, dass diese effizient ist und einen volksnahen Dienst leistet. Zu diesem Zweck sollen kantonale Verwaltungsaufgaben auf regionaler Ebene ausgeübt werden können. Schliesslich wird die Einführung einer Ombudsstelle in Verwaltungs-angelegenheiten vorgeschlagen.



Gesamthaft gesehen stärken die vorgeschlagenen Thesen der K 5 die Rechte der Bürgerinnen und Bürger gegenüber den Behörden. Gleichzeitig werden auch die Rolle und die Rechte des kantonalen Parlamentes gestärkt.





�

I.	ORGANISATION



A.	Zusammensetzung der Kommission







Peter Jaeggi (CSP), Präsident 

André Schoenenweid (CVP), Vizepräsident

Alain Berset (SP)

Jean Deschenaux (CVP), bis zum 16.12.2001

Niklaus Mäder (SVP), ab dem 01.01.2002

Mélanie Maillard (Bür.)

Eric Menoud (CVP)

Annelise Meyer (FDP)

Martin Ott (FDP)

Martial Pittet (SP)

Maurice Reynaud (Öff.)

Philippe Risse (CVP)

Alex Roux (SVP), bis zum 31.12.2001

Kurt Sager (FDP)

Christian Seydoux (SP)

Adrian Urwyler (CVP)

Pascale de Techtermann (CVP), ab dem 17.12.2001

Diego Chocomeli, juristischer Sekretär (bis Ende Oktober 2001)

Daniel Mottet, juristischer Sekretär (ab November 2001)





B.	Mandat



Die Kommission 5 ist mit der Prüfung folgender Fragen betraut:



Allgemeine Grundsätze in Sachen kantonale Behörden: Gewaltenteilung, Unvereinbarkeiten, Ausstand, Ämterkumulierung, Dauer der Legislatur, Sitz, Immunität, usw.;

Grosser Rat: Zusammensetzung, Wahl, Wahlkreise, Statut der Mitglieder, Organisation, Kompetenzen;

Staatsrat: Zusammensetzung, Wahl, Organisation, Kompetenzen;

Verhältnis des Staatsrates zum Grossen Rat;

Kantonale Verwaltung.

�

�

C.	Interne Organisation und Arbeitsmethode, Anhörungen





Die Zusammensetzung der Kommission war sehr repräsentativ, namentlich was das Alter ihrer Mitglieder, ihre regionale Herkunft, ihren Beruf und ihre politische Zugehörigkeit betrifft.



Die beachtliche Erfahrung einiger der Mitglieder der K in kommunaler und kantonaler Politik, die Ergebnisse der Anhörungen, aber auch die Frische und die Spontaneität der jüngeren Mitglieder und der Mitglieder mit weniger politischer Erfahrung waren nennenswert und von grosser Bedeutung.



Die Verhandlungen waren von offenem und konstruktivem Geist geprägt.



Das Sekretariat des Verfassungsrates hat eine wertvolle Unterstützung geleistet, was die Arbeit der Mitglieder der Kommission sehr erleichtert hat.



Zur Behandlung der grossen Anzahl Themen hat sich die Kommission zu 23 Sitzungen getroffen, wovon fünf als ganztägige Sitzungen abgehalten wurden.







Die Kommission hat folgende Anhörungen vorgenommen:



Herr René Aebischer, Staatskanzler: Organisation des Grossen Rates und der parlamentarischen Dienste

Frau Rose-May Clivaz, Stellvertreterin im Walliser Grossen Rat: Einführung der Stellvertretung im Grossen Rat

Frau Christelle Luisier, Waadtländer Verfassungsrätin: Erfahrungen der Kommission 5 des Waadtländer Verfassungsrates « Die 3 Gewalten »

Herr André Ntashamaje, Grossrat: Der Rat der Ehemaligen

Delegation des Jugendrates des Kantons Freiburg: Berücksichtigung der Jugend in der neuen Verfassung

Herr Matthias Finger, Professor am Institut für höhere Studien in öffentlicher Verwaltung (IDEHAP) in Lausanne: New Public Management

Herr Pascal Corminboeuf, Staatsrat: Gegenwärtige Arbeitsweise der Regierung

Herr Beat Vonlanthen, Präsident der parlamentarischen Kommission zum Gesetzesentwurf über die Organisation des Staatsrates

Herr Daniel Berset, Schatzverwalter des Staates Freiburg





Mit der Kommission 6 ist ausserdem eine gemeinsame Sitzung über die Wahlkompetenzen des Grossen Rates durchgeführt worden.

�

Wir haben unsere Arbeit folgendermassen in Kapitel unterteilt:



A	5.1  Allgemeines



B	5.2  Grosser Rat



	5.2.1	Organisation

	5.2.2	Zusammensetzung

	5.2.3	Kompetenzen



C	5.3  Staatsrat



	5.3.1	Organisation

	5.3.2	Zusammensetzung

	5.3.3	Kompetenzen



D	5.4  Beziehungen zwischen dem Grossen Rat und dem Staatsrat



E	5.5  Verwaltung







II.  	ALLGEMEINE ÜBERLEGUNGEN





Ziel unserer Arbeit ist es, die Verfassung zu modernisieren, sie offener zu gestalten und die Rolle des Parlamentes als Vertreter des Volkes zu stärken.



Als Arbeitsunterlagen haben wir verwendet:



Die Ideenhefte der Direktion des Innern

Die Bundesverfassung

Die gegenwärtige Kantonsverfassung FR

Die KV der Kantone NE / BE / JU / SO / VS

Den Vorentwurf der neuen KV VD









�

III. 	VORSTELLUNG DER THESEN



A.	5.1  Allgemeines



1. 	Gewaltenteilung



Die K hat als Grundprinzip des Staates eine strikte Trennung der Gewalten festgehalten: Legislative, Exekutive und Judikative.



5.1.1	Die Organisation der kantonalen Behörden richtet sich nach dem Grundsatz der Gewaltenteilung.





2. 	Interessenbindungen



Die K schlägt vor, diesen Grundsatz im Hinblick auf die Schaffung von Transparenz und Vertrauen in der Verfassung festzuhalten.



5.1.2	Die Mitglieder des Grossen Rates sowie die Mitglieder des Staatsrates müssen unter Vorbehalt des Berufsgeheimnisses alle privaten und öffentlichen Interessenbindungen offen legen.





3. 	Ämterkumulation der Richter



Die Gewaltentrennung verlangt, dass jeder Berufsrichter nicht gleichzeitig Mitglied des Grossen Rates oder des Staatsrates sein kann.



5.1.3	Die kantonalen Richter und die kantonalen Ersatzrichter (KG + VG) sowie alle Berufsrichter dürfen nicht gleichzeitig dem Grossen Rat oder dem Staatsrat angehören.





4-5.	Ämterkumulation der Staatsräte



Die K ist der Ansicht, dass die Funktion des Staatsrates eine vollamtliche Verfügbarkeit erheischt, die es nicht erlaubt, gleichzeitig in den eidgenössischen Kammern zu sitzen. Die einzige annehmbare Ausnahme kann einen amtierenden Staatsrat betreffen. Im Falle der Wahl in eine eidgenössische Kammer während eines Mandates in der kantonalen Exekutive kann er die laufende kantonale Legislaturperiode beenden.





5.1.4	1Staatsräte können im Prinzip nicht gleichzeitig auch Mitglieder der Bundesversammlung sein.

			2Das Gesetz umschreibt die Sonderfälle.



Eine Minderheit der K (Alain Berset, Martin Ott, Martial Pittet, Maurice Reynaud Christian Seydoux) lehnt eine Ausnahmeregelung ab, mit der Begründung, dass das Amt des Staatsrates die grösste Verfügbarkeit erheischt. Sie erachten dies als Widerspruch zur einstimmig angenommenen These 5.1.5.



5.1.4 bis	Staatsräte können im Prinzip nicht gleichzeitig auch Mitglieder der Bundesversammlung sein.



Darüber hinaus und aus den gleichen Gründen können die Mitglieder des Staatsrates kein anderes öffentliches Amt ausüben.



5.1.5	Die Mitglieder des Staatsrates dürfen kein anderes öffentliches Amt bekleiden, keiner anderen Behörde angehören und keine anderweitige  Erwerbstätigkeit ausüben.





6. 	Ausstand



Die K schlägt vor, den Grundsatz des Ausstandes in die Verfassung aufzunehmen.

Was das Wort « persönlich » betrifft, wird es in der KV NE (Art. 49) verwendet und die KV BE spricht von « direkt » (Art. 68 Abs. 4). Wir haben uns für die erste Lösung entschieden, da « direkt » das Gegenteil von « indirekt » ist, während der Sinn von « persönlich » breiter ist.



5.1.6		Mitglieder der kantonalen Behörden sowie Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der kantonalen Verwaltung haben sich bei Geschäften, die sie persönlich betreffen, in den Ausstand zu begeben.





7.	 Grundsatz der Immunität



Die K ist der Ansicht, dass der Grundsatz der Immunität für die Parlamentarier und die Staatsräte nötig ist. Das Gesetz muss aber sogar für Äusserungen im Parlament und seinen Organen Grenzen setzen, beispielsweise, um rassistische Äusserungen zu untersagen.

Die Immunität deckt nicht Aussagen der Mitglieder des Grossen Rates oder des Staatsrates ausserhalb des Parlamentes oder seiner Organe.

Das Gesetz hat das Vorgehen der Aufhebung der Immunität und die strafrechtliche Verfolgung zu regeln.



5.1.7	1Die Mitglieder des Grossen Rates und des Staatsrates sind in ihren parlamentarischen Äusserungen frei.

	2Die Immunität kann nur in den gesetzlich vorgesehenen Fällen aufgehoben werden.









8. 	Haftung des Staates



Diese These handelt von der Haftung des Staates und seiner Bediensteten für rechtmässige und widerrechtliche Handlungen.

In Fällen widerrechtlicher Handlungen muss der Ersatz des Schadens von der Verfassung garantiert werden. Wird durch rechtmässige Handlungen Schaden verursacht, soll das Gesetz die Ersatzbedingungen festlegen.



5.1.8		1Der Staat und die andern Träger öffentlicher Aufgaben haften für Schäden, die ihre Organe bei der Ausübung ihrer öffentlichen Tätigkeiten widerrechtlich verursachen.

		2Das Gesetz bestimmt, unter welchen Voraussetzungen der Kanton auch für Schäden einzustehen hat, die seine Organe durch rechtmässiges Handeln verursachen.





9. 	Form der rechtsetzenden Erlasse



Es gibt drei Formen von rechtsetzenden Erlassen: das Gesetz, die Parlamentsverordnung und das Reglement. Nur ein Gesetz untersteht dem Referendum.



Der Staatsrat und das Kantonsgericht ihrerseits erlassen nur Reglemente.

 

Wenn der Grosse Rat seine rechtsetzende Befugnis delegieren will, hat er zwei kumulative Bedingungen einzuhalten: Die Normen haben auf Stellung des Individuums eine geringe Auswirkung zu haben, und die Delegation hat sich in jedem Fall auf eine gesetzliche Grundlage zu stützen.

 

5.1.9	1Rechtsetzende Akten erlässt der Grosse Rat in Form des Gesetzes oder der Parlamentsverordnung. Nicht-rechtsetzende Erlasse des Grossen Rates ergehen in Form des referendumspflichtigen oder einfachen Beschlusses.



	2Rechtsetzende Erlasse der Exekutive oder Judikative ergehen immer in Form des Reglementes.

�3Bestimmungen, welche die Rechtsstellung des Individuums nicht unwesentlich berühren, können nur durch Gesetz erlassen werden. Rechtsetzung unter Ausschluss des Mitspracherechts der Stimmberechtigten bedarf einer hinreichend bestimmten Ermächtigung in einem Gesetz. Der Staatsrat kann seine Rechtsetzungsbefugnisse, die nicht aus der Verfassung fliessen, an seine Direktionen oder Verwaltungseinheiten weiterdelegieren, sofern dies vom übergeordneten Recht nicht ausgeschlossen wird. 



	4Diese können ihre Rechtsetzungsbefugnisse unter den gleichen Voraussetzungen wieder delegieren.





10. 	Übertragung von öffentlichen Aufgaben



Im Bestreben, die Verwaltungstätigkeit zu öffnen, schlägt die K vor, in der Verfassung vorzusehen, dass klar bestimmte öffentliche Aufgaben an Organisationen ausserhalb der Zentralverwaltung übertragen werden können.



Diese Übertragung muss in einem Gesetz geregelt sein, welches auch die ordentliche Ausführung der anvertrauten Aufgaben sicherstellt.



5.1.10	1Der Staat kann öffentliche Aufgaben an folgende Gebilde ausserhalb der Zentralverwaltung übertragen:

		- selbständige Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 	öffentlichen Rechts�	- Private oder privatrechtlichen Organisationen

�2Eine Übertragung ist nur erlaubt, wenn:

		a) auf die Bedürfnisse der Benutzer hinreichend Rücksicht 	genommen wird und eine wirtschaftliche und effiziente 	Aufgabenerfüllung sichergestellt ist �	b) folgende Grundzüge in einem Gesetz enthalten sind:�		-die Grundzüge der Aufgaben�		-die Organisation,�		-die Kontrollmechanismen.

�3Die Sicherstellung muss umfassen:

		a) den Vollzug

		b) die Aufsicht,�	c) den Rechtsschutz der Bürger.





11. 	Information



Unter « hinreichend » versteht die K die Qualität der Information in Bezug auf den Inhalt und nicht bloss im Zusammenhang mit Quantität.

Diese These soll die Grundlage für ein Gesetz über die Information bilden. Es geht nicht um die Werbung für die Arbeit der Behörden, sondern um die Information der Öffentlichkeit.



5.1.11	1Die kantonalen Behörden sind gehalten, die Öffentlichkeit über ihre Arbeit hinreichend zu informieren. �2Jeder hat das Recht auf Zugang zu den amtlichen Dokumenten. 

	3Das Gesetz umschreibt dieses Recht.















12. 	Wahl der Ständeräte



Die Ständeräte werden wie bisher direkt vom Volk und nicht vom Parlament gewählt. Der Wahlmodus (Majorzsystem) wird durch das Gesetz geregelt.



5.1.12		Die Mitglieder des Ständerates werden vom Volk gewählt.

�B.	5.2  Grosser Rat



5.2.1 Organisation



Die BV überlässt es den Kantonen, den Wahlmodus, die Zusammensetzung und die Befugnisse der kantonalen Legislative festzulegen.





	1. Oberste Behörde



Die K will die Rolle des Parlamentes in der Verfassung klar festlegen. Sie schlägt vor:



5.2.1.1	Der Grosse Rat ist - unter Vorbehalt der Volksrechte - die oberste Behörde des Kantons.





	2-4. Parlamentssystem



Wir haben das System der vollen direkten Demokratie (Landsgemeinde) abgelehnt, auch das System, nach welchem die Bürger bloss das Parlament zu wählen haben, während alle andern Entscheide vom Parlament und von der Regierung getroffen werden.

Die K schlägt die Beibehaltung des gegenwärtigen demokratischen Systems vor. Mit einer grossen Mehrheit haben wir beschlossen, eine einzige Kammer beizubehalten und nicht das Zweikammersystem einzuführen. Dieses Zweikammersystem (gemäss dem System des Bundes) war die Idee einer Minderheit, welche den Gemeinden Gewicht verleihen wollte. Die Gemeinden sind von der K 7 zu behandeln.

Die K ist auch der Ansicht, dass das Milizsystem sei immer noch angepasst, benötige aber Massnahmen zur Erleichterung der Arbeit der Grossräte.



5.2.1.2	Beibehaltung des Systems der halbdirekten Demokratie.



5.2.1.3	Beibehaltung des Einkammersystems.



5.2.1.4	Beibehaltung eines Milizparlamentes.





	5. Wahlmodus



Es geht darum, ein politisches System zu gestalten, das dem Volk eine bestmögliche Vertretung aller Regionen und aller politischen Parteien garantiert.



5.2.1.5	Beibehaltung des Proporzwahlsystems.



In Bezug auf die bestmögliche Vertretung sind auch die verschiedenen Volksschichten nicht zu vergessen. Zu diesem Zwecke haben wir von einer finanziellen Kompensierung oder einer richtigen Entschädigung der politischen Tätigkeit gesprochen. Wir haben dazu keine These formuliert.

	6. Wahlkreise



Die K hat zu dieser Frage unabhängig Stellung genommen und dabei vor allem die Problematik künftiger Entwicklungen berücksichtigt. Die K war der einstimmigen Meinung, die Wahlkreise nicht in der Verfassung erstarren zu lassen, sondern die Aufteilung dem Gesetz zu überlassen.

Die K hat den festen Willen, die Vertretung der verschiedenen Regionen des Kantons unter Achtung der kulturellen, geografischen und historischen Sensibilitäten sicherzustellen.

Trotzdem ist die K der Meinung, dass die Wahlkreise eine gleichmässige Ausdehnung aufweisen sollten. Mit beispielsweise 8 Wahlkreisen und 100 Abgeordneten könnte die Anzahl Grossräte pro Wahlkreis zwischen 12 und 14 schwanken.

Diese Neuaufteilung wird die gegebenen Mentalitäten ändern und vielleicht sogar Anstoss erregen. Aus diesem Grund begrüsst eine Mehrheit der K die Möglichkeit, einen Wahlkreis in Unter-Bezirke mit Berücksichtigung der sprachlichen und kulturellen Sensibilitäten aufteilen zu können.



5.2.1.6	1Das Gesetz bestimmt die Wahlkreise. �2Es gewährleistet die angemessene Vertretung der verschiedenen Gebiete des Kantons. �3Die Wahlkreise haben die geografische und historische Gliederung  zu beachten. �4Jeder Kreis muss im Rahmen des Möglichen eine gleichmässige Bevölkerungszahl umfassen. �5Jeder Wahlkreis kann in Unter-Bezirke unterteilt werden. 

	6Der Kanton umfasst maximal 8 Wahlkreise.





Eine Minderheit der K (Mélanie Maillard, Rose-Marie Ducrot (Stellvertreterin), Kurt Sager) ist der Meinung, dass die Gliederung nicht nur eine mathematische Angelegenheit ist. Man kann die ursprünglich unterschiedlichen Grössen der Regionen nicht ausgleichen. Die Wahlkreise haben in erster Linie einer Gesamtheit von Gemeinden zu entsprechen, welche die gleichen Sorgen und Interessen teilen und so eine regionale Einheit bilden.

Diese Minderheit wünscht, Art. 5.2.1.6 Abs. 4 zu streichen.



5.2.1.6 bis	1Das Gesetz bestimmt die Wahlkreise.�2Es gewährleistet die angemessene Vertretung der verschiedenen  Gebiete des Kantons. 

	3Die Wahlkreise haben die geografische und historische Gliederung zu beachten. �4Jeder Wahlkreis kann in Unter-Bezirke unterteilt werden.�5Der Kanton umfasst maximal 8 Wahlkreise.





Eine andere Minderheit der K (Alain Berset, Annelise Meyer, Martin Ott, Martial Pittet, Christian Seydoux) widersetzt sich den Unter-Bezirken, da diese das System der proportionellen Verteilung schwächen könnten. Der Vorschlag der Mehrheit würde es beispielsweise erlauben, 8 Wahlkreise mit gesamthaft 30 Unter-Bezirken zu bilden. In dieser Lage wären 2 bis 4 Sitze auf die Unter-Bezirke zu verteilen, was sich einem System der Majorzwahl nähert.



5.2.1.6 ter	1Das Gesetz bestimmt die Wahlkreise.�2Es gewährleistet die angemessene Vertretung der verschiedenen Gebiete des Kantons.�3Die Wahlkreise haben die geografische und historische Gliederung zu beachten.�4Jeder Wahlkreis muss im Rahmen des Möglichen eine gleichmässige Bevölkerungszahl umfassen. �5Der Kanton umfasst maximal 8 Wahlkreise.





	7. Unvereinbarkeit



Die K hat die Frage der Wählbarkeit des Staatspersonals in den Grossen Rat eingehend erörtert. Eine entsprechende Aufnahme kann Probleme unter dem Gesichtspunkt der Gewaltenteilung schaffen. Die K ist gleichwohl der Ansicht, dass die Möglichkeiten zum Eintritt in den Grossen Rat zu öffnen sind, denn man kann nicht alle öffentlichen Bediensteten (nämlich ungefähr 7’600 Personen) von der Wählbarkeit in den Grossen Rat ausschliessen. Die Probleme der Gewaltenteilung stellen sich vor allem für die Bediensteten der Zentralverwaltung (ungefähr 2’000 Personen). Verschiedene Lösungen sind erwähnt worden. Zur Entscheidungsfindung hat die K Prof. Andreas Auer von der juristischen Fakultät der Universität Genf ein Rechtsgutachten über die Verfassungsmässigkeit eines Höchstanteils an Staatsbeamten im kantonalen Parlament in Auftrag gegeben. 

Mit knapper Mehrheit ist die K schliesslich zur Ansicht gelangt, dass der Einfluss der Verwaltung auf die Gesetzgebung Tatsache ist. Sie schlägt die folgende These vor:



5.2.1.7	1 Alle Angestellten der Kantonsverwaltung sind in den Grossen Rat wählbar, mit Ausnahme des Personals der Zentralverwaltung, des Personals, welches massgeblich auf den Entscheidungsprozess innerhalb der Verwaltung Einfluss nehmen kann, sowie der Polizei. 

	2Das Gesetz kann Ausnahmen oder andere Unvereinbarkeiten vorsehen.





Eine Minderheit der K (Alain Berset, Mélanie Maillard, Eric Menoud, Martial Pittet) meint, dass die Wählbarkeit des Personals der Zentralverwaltung der Gewaltenteilung nicht schaden würde.





5.2.1.7 bis	Das gesamte Personal der Kantonsverwaltung kann Mitglied des Grossen Rates sein, mit Ausnahme des Kaderpersonals und des Personals, welches massgeblich auf den Entscheidungsprozess innerhalb der Verwaltung Einfluss nehmen kann, sowie der Polizei.





Eine andere Minderheit (Peter Jaeggi, Philippe Risse, André Schönenweid) ist der Ansicht, dass bei Annahme der Minderheit der These 5.2.1.7 bis die Verfassung oder in Ermangelung der Gesetzgeber eine Beschränkung der Anzahl Staatsbeamten vorsehen muss, um ein gewisses Gleichgewicht sicherzustellen. Diese Beschränkung auf beispielsweise 15 % verletzt gemäss den Ergebnissen des Berichtes von Prof. Auer weder die Stimmfreiheit noch den Grundsatz der Gleichheit.



5.2.1.7. ter	1Das gesamte Personal der Staatsverwaltung kann Mitglied des Grossen Rates sein, mit Ausnahme des Kaderpersonals  und des Personals, welches massgeblich auf den Entscheidungsprozess innerhalb der Verwaltung Einfluss nehmen kann, sowie der Polizei. 

	2Die Anzahl der Staatsangestellten im Grossen Rat darf jedoch eine Höchstzahl nicht überschreiten.





	8. Dauer des Mandates



Zur Optimierung der Arbeit der Abgeordneten und in Angleichung an den Staatsrat hat die K beschlossen



5.2.1.8	Für den Grossen Rat dauer eine Legislaturperiode fünf Jahre.





	9. Beschränkung der Mandate



Um andern Kandidaten den Eintritt ins Parlament zu erleichtern und um die Effizienz zu erhöhen, hat eine Mehrheit der K beschlossen, die Dauer der Mandate auf 3 volle Legislaturperioden zu beschränken. Die Diskussion bewegte sich um die Beschränkung der sich folgenden Mandate oder um die gesamten Mandate. Mit der Beschränkung der Mandate auf gesamthaft 3 Legislaturperioden soll den Abgeordneten ermöglicht werden, die parlamentarische Tätigkeit zu unterbrechen und diese später wieder aufzunehmen.



5.2.1.9	Beschränkung der Grossratsmandate auf gesamthaft drei  Legislaturperioden.





	10. Einberufung



Nach Diskussionen über die Notwendigkeit, die Organisation der Sessionen des Parlamentes im Gesetz oder in der Verfassung festzulegen, will die K bloss die Art der Einberufung des Grossen Rates in der Verfassung festlegen. Alles Weitere organisiert der Grosse Rat frei.













Die Punkte a) bis d) sind in der von der K festgelegten Reihenfolge ihrer Bedeutung aufgeführt.



5.2.1.10	Der Grosse Rat versammelt sich auf Einberufung seiner Präsidentin oder seines Präsidenten:

	a) rechtmässig während des Jahres zu ordentlichen Sitzungen.�b) auf Verlangen von einem Fünftel seiner Mitglieder. 

	c) auf Verlangen des Staatsrates. 

	d) in weiteren vom Gesetz vorgesehenen Fällen.





	11. Öffentlichkeit



Die folgende These ist zur Regelung des Problems des Ausschlusses der Öffentlichkeit (Begnadigungen, Aufhebung der Immunität) gefasst worden.



5.2.1.11	1Die Sitzungen des Grossen Rates sind öffentlich. 

	2Ausnahmen regelt das Gesetz.





	12. Quorum



Um zu vermeiden, dass das Parlament Entscheide mit wenig repräsentativen Mehrheiten fällt und um die Abgeordneten anzuhalten, präsent zu sein, wünscht die K, folgenden Grundsatz in die Verfassung aufzunehmen.



5.2.1.12	Der Grosse Rat kann nur gültig beraten, wenn die absolute Mehrheit seiner Mitglieder anwesend ist.





	13. Politische Fraktionen



5.2.1.13	Die Mitglieder des Grossen Rates können Fraktionen bilden.





14. Kommissionen



Die Entscheidungskompetenzen, die gemäss Abs. 5 an die parlamentarischen Kommissionen delegiert werden können, sind individuell-konkrete Akte, im Gegensatz zu generell-abstrakten Akten. Diese Akte sind ohnehin nicht dem Referendum unterstellt.















Abs. 6 ist von der K wie die Syntheseberichte des Verfassungsrates gedacht, die für jedermann zugänglich sind.



5.2.1.14	1Der Grosse Rat bildet thematische und spezielle Kommissionen �2Die parlamentarischen Kommissionen werden im Verhältnis der Fraktionsstärken zusammengesetzt. �3Ihre Hauptaufgabe besteht in der Vorbereitung der Beratungen des Grossen Rates. 

	4Das Gesetz regelt ihre Organisation und deren Untersuchungs-, Auskunfts- und Einsichtsrechte. �5Durch Gesetz können einzelnen Kommissionen Entscheidungsbefugnisse, die nicht rechtsetzender Natur sind, übertragen werden. �6Die Kommissionen unterrichten die Öffentlichkeit regelmässig über den Stand ihrer Arbeiten.





15. Stimmfreiheit



5.2.1.15	Die Mitglieder des Grossen Rates beraten und stimmen ohne 			Instruktionen.





	16. Sekretariat



Auf Grund des Prinzips der Gewaltenteilung und um die Strukturen zu festigen ist die K der Ansicht, dass das Sekretariat des Grossen Rates unabhängig von jenem des Staatsrates sein muss.

Die allgemeinen Dienste wie beispielsweise ein Dienst für die Dokumentation, die Archivierung oder eine Bibliothek sollen dagegen mit jenen der andern Dienste des Staates zusammen bleiben können.



5.2.1.16	1Der Grosse Rat verfügt über sein eigenes Sekretariat, das durch einen Generalsekretär geleitet wird. 

	2Er kann die Dienste der kantonalen Verwaltung beanspruchen.





5.2.2 Zusammensetzung



17. Anzahl Grossräte



Mit sehr grosser Mehrheit hat die K, in der Absicht, die Effizienz zu steigern und in Übereinstimmung mit dem, was in zahlreichen andern Kantonen geschieht, entschieden, die Mitgliederzahl des Grossen Rates zu senken. Dieses Senkung wird übrigens durch strukturelle Verbesserungen (Generalsekretariat, Zugang zu Informationen, Stellvertretung, parlamentarische Kommissionen, technische Mittel) kompensiert.

Vor dem Entscheid über die Mitgliederzahl (Varianten von 80 bis 130 wurden geprüft) wurden natürlich zahlreiche Vorbehalte eingebracht: die Vertretung der kleinen Parteien, der Randregionen. Das System der proportionellen Vertretung bietet aber schon gewisse Garantien. Schliesslich schlägt die K vor:



5.2.2.17	Der Grosse Rat setzt sich aus 100 Mitgliedern zusammen.





Eine Minderheit der Kommission (Mélanie Maillard, Annelise Meyer, Maurice Reynaud, Alex Roux, André Schönenweid) ist der Ansicht, dass die Komplexität unseres Kantons (Sprachen, Kulturen, Stadt, Hauptorte und Landschaft) und die kantonale Kohäsion eine angemessene Vertretung aufdrängt. Unter Berücksichtigung der errechneten Auswirkung der verschiedenen Varianten würde eine Senkung auf 110 Abgeordnete ebenfalls eine angemessene Verteilung der Sitzverluste in allen Regionen des Kantons ergeben.



5.2.2.17 bis 	Der Grosse Rat setzt sich aus 110 Mitgliedern zusammen.





	18. Stellvertretung



Die K war dieser Lösung vorerst sehr günstig gesinnt, war aber in der zweiten Lösung geteilter Meinung. Die Mehrheit schlägt trotzdem vor, sie in etwas angepasster Form einzuführen. Immer mit dem Ziel, die Effizienz des Parlamentes zu verbessern, eine höhere Präsenz in den Sessionen und Kommissionssitzungen zu sichern und um den Abgeordneten zu helfen, gleichzeitig eine politische, berufliche und familiäre Tätigkeit auszuüben, schlägt eine Mehrheit der K den Grundsatz der Stellvertretung als Möglichkeit für den Grossen Rat vor, sofern er dieses als günstig und vorteilhaft erachtet. Das Gesetz über die Ausübung der politischen Rechte sollte die diesbezüglichen Einzelheiten festlegen. Die Möglichkeit der Stellvertretung nur für die Plenarsitzungen ist ebenfalls erwähnt worden.

Die Pflichten und Rechte der Grossrat-Stellvertreter sind identisch mit jenen der Abgeordneten.

Andere Kantone kennen zur Zufriedenheit ein System der Stellvertretung. Die K ist der Meinung, dass das vom Kanton Jura angenommene System unserem Kanton am besten passen würde.

Danach gibt es nur eine Wahlliste für die Abgeordneten und die Grossrat-Stellvertreter. Die ersten Nachfolgenden auf jeder Liste werden Grossrat-Stellvertreter. Die Anzahl Stellvertreter ist proportional zur Anzahl gewählte Abgeordnete aber merklich tiefer.



5.2.3.18	1Einführung der Stellvertretung im Hinblick auf den Ersatz der verhinderten Mitglieder. 

	2Das Gesetz regelt die Einzelheiten.



Eine Minderheit der K (Alain Berset, Eric Menoud, André Schönenweid) ist unter Berücksichtigung der Tatsache, dass die Effizienz des Parlamentes mit der Senkung der Mitgliederzahl steigt, der Meinung, dass das System der Stellvertretung die Arbeitsweise des Parlamentes eher erschweren wird als Vorteile zu bringen.



5.2.3.18 bis	Streichung der Stellvertretung 





5.2.3 Kompetenzen



19. Wahlkompetenzen



Anlässlich der Beratungen hat sich die K die Frage gestellt, wer den Staatskanzler wählen soll, wenn der Grosse Rat über seinen eigenen Generalsekretär verfügt. In Anbetracht der Bedeutung der Funktion des Staatskanzlers hat die K beschlossen, diesen in die Wahlkompetenzen des Grossen Rates einzuschliessen.



5.2.3.19	1Der Grosse Rat wählt:�a) die Präsidentin oder den Präsidenten des Grossen Rates �b) die Präsidentin oder den Präsidenten des Staatsrates�c) die Vizepräsidentin oder den Vizepräsidenten des Staatsrates�d) die Staatskanzlerin oder den Staatskanzler�e) die Generalsekretärin oder den Generalsekretär des Grossen Rates�f)  die Staatsschatzmeisterin oder den Staatsschatzmeister�g) die Staatsanwältin oder den Staatsanwalt�h) die Präsidentin oder den Präsidenten und die andern Mitglieder des Kantonsgerichtes und des Verwaltungsgerichtes 

	i) die Mitglieder der thematischen und speziellen Kommissionen.		2Das Gesetz kann ihm weitere Wahlen übertragen.





20. Finanzkompetenzen



Über den Abs. 4 meint die K, dass der Grosse Rat in finanzieller Hinsicht verantwortlich für seine Entscheide sein soll. Sie hält darauf, diesen Grundsatz, der in der Befugnis des Grossen Rates liegt, zu erwähnen, obwohl die Fragen der Aufgaben des Staates auch Sache der K 3 sind.



5.2.3.20	1Der Grosse Rat genehmigt das Budget, die Jahresrechnung und bestimmt den Rahmen für neue Schuldenaufnahme und die kantonalen Steuern. 

�2Das Gesetz bestimmt die finanziellen Kompetenzen des Staatsrates.��3Der Grosse Rat überprüft periodisch die Staatsaufgaben unter dem Blickwinkel der Notwendigkeit, Nützlichkeit und Kosten. 

�4Bei der Verwendung des Staatsvermögens soll am meisten gespart werden. Der Grosse Rat soll sich darum bemühen, die Ausgaben mit den Einnahmen ins Gleichgewicht zu bringen.





Eine Minderheit der K (Alain Berset, Mélanie Maillard, Martial Pittet, Christian Seydoux) schlägt vor, die Abs. 3 und 4 der vorerwähnten These zu streichen. Sie ist der Ansicht, dass diese in die Kompetenz der K 3 fallen.



5.2.3.20 bis	1Der Grosse Rat genehmigt das Budget, die Jahresrechnung und bestimmt den Rahmen für neue Schuldenaufnahme und die kantonalen Steuern.

 	2Das Gesetz bestimmt die finanziellen Kompetenzen des Staatsrates.





21. Planung



Indem sie in dieser These das Wort « behandeln » verwendet, möchte es die K dem Grossen Rat überlassen, das Regierungsprogramm zur Kenntnis zu nehmen, anzunehmen oder sich in bestimmten Punkten daran zu halten.

Was den Abs. 2 betrifft, ist die Kommission der Meinung, dass der Grosse Rat der Exekutive gewisse prioritäre Leitlinien soll geben können. Das Wort prioritär ist hier eher in der Bedeutung als in der Zeit gemeint. Es handelt sich von Fall zu Fall um Prioritäten oder Verpflichtungen und für bestimmte Bereiche (beispielsweise schulische oder strassentechnische Infrastrukturen).



5.2.3.21	1Der Grosse Rat behandelt:�	a) den Bericht über die Richtlinien der Regierungspolitik�	b) den Finanzplan�	c) weitere grundlegende Pläne in einzelnen Aufgabenbereichen.     

	2Er kann einzelne Teile davon für vordringlich oder verbindlich erklären.





22. Oberaufsicht



Was die Kantonsgerichte betrifft, handelt es sich bloss um die Verwaltungsaufsicht und in keiner Weise um eine Aufsicht über juristische Entscheide.



5.2.3.22	Der Grosse Rat führt die Oberaufsicht über:�	a) die Regierung�	b) die Geschäftsführung der obersten Gerichte�	c) die Verwaltung�	d) die andern Träger öffentlicher Aufgaben.





23. Verträge



Die K ist der Ansicht, dass der Grosse Rat die Modalitäten eines Vertrages nicht abändern kann. Er hat bloss die Möglichkeit, einen vom Staatsrat unterbreiteten Vertrag gesamthaft anzunehmen oder abzulehnen.

Die K meint, dass der Grosse Rat trotzdem den Staatsrat auffordern kann, neue Verhandlungen über einen bestehenden Vertrag aufzunehmen und auch den Staatsrat angehen kann, Verhandlungen mit andern Kantonen oder Regionen ausserhalb des Landes zu einem interkantonalen oder internationalen Thema aufzunehmen.

Die K würde es ausserdem stark begrüssen, dass der Grosse Rat vermehrt vor allem in die interkantonale Politik und auch in die internationalen Beziehungen eingebunden wird.



5.2.3.23	1Der Grosse Rat genehmigt die internationalen und interkantonalen Verträge. 



	2Er kann diese Kompetenz an den Staatsrat delegieren, sofern es sich um kurzfristig kündbare interkantonale Verträge oder um interkantonale Verträge von untergeordneter Bedeutung handelt. ��3Er kann den Staatsrat auffordern, Verhandlungen für den Abschluss eines neuen Vertrages aufzunehmen oder einen bestehenden Vertrag zu kündigen.





24. Parlamentarische Interventionen



Die parlamentarische Initiative verleiht den Abgeordneten ein neues Mittel, mit welchem der Grosse Rat mit einem Gesetzesentwurf handeln kann, ohne dass der Staatsrat angegangen werden muss. Diese Massnahme liegt auf der Linie der Idee, das Parlament zu stärken.

Um diese These zu erklären, sind die bereits bestehenden Interventionsmöglichkeiten zu erläutern. Mit der Motion veranlasst der GR den SR, ein Gesetz vorzubereiten oder abzuändern; sie ist verpflichtend. Das Postulat zwingt den SR, einen Bericht vorzulegen und Vorschläge zu einem bestimmten Bereich vorzulegen. Die Anfrage ist ein schriftliches Auskunftsgesuch, auf welches der SR ebenfalls schriftlich zu antworten hat. Mit der Resolution kann der GR zu einem Thema Stellung nehmen; sie ist aber bloss deklamatorisch.



5.2.3.24	Jedes Mitglied des Grossen Rates verfügt über das Recht: (1) zur Motion; (2) zum Postulat; (3) zur Anfrage und (4) zur Resolution.





25. Veto auf eine Verfügung



Das Veto kann nur auf ein Anwendungsreglement zu einem Gesetz erfolgen. Dieses Veto ist ein Mittel, mit welchem der Grosse Rat dem Staatsrat sagen kann, dass er in eine ganz andere Richtung geht als vom GR mit der Übertragung des Entscheidungsrechts vorgesehen. Die K meint, dass die Aufnahme dieser These in die Verfassung einerseits die Kontrollmöglichkeit des GR stärkt und andererseits den SR veranlasst, die Vorgaben des GR einzuhalten.



5.2.3.25	Der Grosse Rat kann gegen ein Anwendungsreglement des Staatsrates sein Veto einlegen.















26. Mandat an den Staatsrat



Die K schlägt auf der Vorgabe der KV BE vor, dieses Instrument in die Verfassung aufzunehmen. Das Mandat nimmt die Form einer Richtlinie, denn es gibt die Richtung an, die einzuhalten ist.



5.2.3.26	Der Grosse Rat verfügt über das Mandatsrecht, mit welchem er den Staatsrat auffordert, eine Massnahme im ausschliesslichen Zuständigkeitsbereich des Staatsrates zu treffen.





27. Amnestie und Begnadigungen



5.2.3.27	Der Grosse Rat beschliesst über Amnestie und Begnadigungen.





28. Bürgerrecht



5.2.3.28	Der Grosse Rat erteilt das Kantonsbürgerrecht an Ausländerinnen und Ausländer.





29. Volksinitiativen



In diesem Abschnitt behandeln wir die Initiative nicht unter dem Gesichtspunkt der Volksrechte sondern unter jenem der materiellen Gültigkeit.

Die K wünscht, dass der Grosse Rat einer Volksinitiative auch einen Gegenvorschlag gegenüberstellen kann.



5.2.3.29	1Der Grosse Rat behandelt die Volksinitiativen. Er beurteilt insbesondere deren materielle Gültigkeit. 

�2Initiativen sind ganz oder teilweise ungültig zu erklären, wenn: �-  sie gegen übergeordnetes Recht verstossen 

	-  sie undurchführbar sind �-  sie die Einheit der Form oder der Materie nicht wahren. 

�3Bei einfachen Anregungen bestimmt der Grosse Rat abschliessend darüber, in welcher Rechtsform die Vorlage ausgearbeitet werden soll. Initiativen sind ohne Verzug zu behandeln. 

�4Der Grosse Rat kann sowohl einer ausformulierten Initiative wie auch einer Vorlage, die er aufgrund einer Initiative in der Form einer einfachen Anregung ausformuliert hat, einen Gegenvorschlag gegenüberstellen. 

�5Die Abstimmung über die Initiative und den Gegenvorschlag findet gleichzeitig statt. Die Stimmberechtigten können gültig beiden Vorlagen zustimmen und darüber befinden, welcher sie im Falle der Annahme beider Vorlagen den Vorzug geben würden.





	30. Vernehmlassungen des Bundes



Es ist eine Möglichkeit, die man dem Grossen Rat zuerkennt. Diese Formulierung bietet dem Grossen Rat vor allem die Möglichkeit, seine Stellungnahme abzugeben, um die Stellung des Staatsrates gegenüber den Bundesbehörden zu stärken, oder im Gegenteil, um eine Stellungnahme abzugeben, die von jener der Regierung abweicht.



5.2.3.30	Der Grosse Rat kann bei Vernehmlassungen an Bundesbehörden Stellung nehmen.





	31. Initiativrecht



Das Parlament entscheidet, ob es einschreiten will oder nicht.



5.2.3.31	Der Grosse Rat übt das Initiativ- und Referendumsrecht aus, welches das Bundesrecht den Kantonen gewährt.





	32. Atomanlagen



Die K hat die Frage erörtert, ob es nötig sei, zu diesem Thema für den Kanton Freiburg Stellung zu nehmen. Sie hat entschieden, dass der Grosse Rat diese Kompetenz übernehmen soll, dies, um dem Volk in einer so sensiblen Frage mehr Gewicht zu verleihen. Zu bemerken ist, dass ein analoger Artikel in der KV-NE steht.



5.2.3.32	Der Grosse Rat teilt die Ansicht des Kantons bezüglich der Installation von Atomanlagen im Rahmen des Bundesrechts mit.





33. Weitere Zuständigkeiten



5.2.3.33	1Der Grosse Rat erfüllt alle weiteren Zuständigkeiten, die ihm durch Gesetz eingeräumt werden. �2Er ist für all jene Staatsaufgaben zuständig, die nicht in die Kompetenz eines andern Staatsorgans fallen.





	34. Zuständigkeitskonflikte



5.2.3.34	Der Grosse Rat entscheidet Zuständigkeitskonflikte zwischen den obersten kantonalen Behörden.



	35. Konsultativräte (Negativthese)



Anlässlich ihrer Beratungen hat sich die K die Frage gestellt, ob den Konsultativräten wie dem Jugendrat, dem Ältestenrat, dem Zukunftsrat eine verfassungsrechtliche Grundlage zu geben ist.

Nach Anhörung der Vertreter dieser Interessengruppen und nach eingehender Überlegung sieht die K nicht vor, diesbezüglich eine These vorzulegen. Die K ist dagegen empfänglich für den Grundsatz der nachhaltigen Entwicklung (Politik auf längere Sicht) und die Berücksichtigung der verschiedenen Ansichten im Rahmen der These 5.2.3.36.



5.2.3.35	Die Konsultativräte werden im Rahmen der Verfassung angenommen.





	36. Nachhaltige Entwicklung (Politik auf längere Sicht)



5.2.3.36	Der Grosse Rat achtet auf eine nachhaltige Entwicklung (Politik auf �		längere Sicht).







�

C. 5.3  Der Staatsrat



5.3.1  Organisation



1-2. Wahlmodus



In einer ersten Phase hatte sich eine starke Minderheit der K für eine Wahl des Staatsrates durch den Grossen Rat als der Vertreterin des Volkes ausgesprochen. So könnte sich im Staatsrat die gleiche Mehrheit finden wie im Grossen Rat. In der zweiten Lesung stand die K einstimmig für die Wahl des Staatsrates durch das Volk ein. Somit wird bloss diese These unterstützt.



5.3.1.1 	Der Staatsrat wird vom Volk gewählt.



5.3.1.2 	Der Staatsrat wird gleichzeitig mit dem Grossen Rat gewählt.





3. Wahlsystem



Eine schwache Mehrheit der K hat sich für das gegenwärtige Wahlsystem, das Majorzverfahren, ausgesprochen, das die Persönlichkeit vor der Parteizugehörigkeit begünstigt. In den Diskussionen in der K ist trotzdem zum Ausdruck gekommen, dass eine Partei, die nicht die Mehrheit im GR hat, auch nicht die Mehrheit im SR haben sollte.



5.3.1.3	Der Staatsrat wird nach dem Majorzverfahren gewählt.





Eine Minderheit der K (A.Berset, M. Ott, M. Pittet, C. Seydoux, M.Reynaud) schlägt die Wahl des Staatsrates nach dem Proporzverfahren vor. Dieses System sichert eine bessere Vertretung der Parteistärken des Kantons.



5.3.1.3 bis 	Der Staatsrat wird nach dem Proporzverfahren gewählt.





	4. Wahlkreis



5.3.1.4 	Der Kanton bildet den Wahlkreis.





	5. Mitglieder



Anlässlich der Debatten ist die Senkung der Mitgliederzahl des SR auf fünf erwähnt worden. In der Absicht, eine gute Vertretung der Parteien und der geografischen und sprachlichen Regionen zu erhalten, schlägt die K fast einstimmig folgende These vor:



5.3.1.5 	Der Staatsrat besteht aus sieben Mitgliedern.





	6. Amtsdauer



Diese These benötigt keine besondere Erläuterung, da sich die Dauer an jene des Grossen Rates hält.



5.3.1.6 	Die Amtsdauer des Staatsrates beträgt fünf Jahre.





	7. Beschränkung der Amtsdauer



Die K stellt fest, dass die meisten Staasräte (seit über 20 Jahren) drei Perioden nicht überschritten haben. Die grosse Mehrheit der K ist der Ansicht, dass die Routine zu vermeiden, die Erneuerung zu fördern und der Zugang in die Regierung zu erweitern ist. Aus diesem Grunde schlägt sie folgende These vor.



5.3.1.7 	Eine Person kann nicht mehr als drei Legislaturperioden Staatsrat sein.



	8. Kollegialität (Negativthese)



Anlässlich der ersten Lesung ist das Kollegialitätsprinzip festgehalten worden. Die K ist der Meinung, dass diese Thesen keinen Verfassungscharakter hat. Sie überlässt es dem Gesetz über die Organisation des SR, dieses Problem zu regeln. Diese These ist somit nicht aufrecht erhalten worden.



5.3.1.8 	Der Staatsrat fasst und vertritt seine Beschlüsse als Kollegium.





	9. Kanzlei



In Anbetracht der Schaffung eines Sekretariates des GR wird die Kanzlei nur dem SR zur Verfügung stehen.



5.3.1.9 	Die Staatskanzlei ist die Stabstelle des Staatsrates und insbesondere der Präsidentin oder des Präsidenten.







5.3.2  Zusammensetzung



	10-12. Präsidentschaft



5.3.2.10 	Die Präsidentin oder der Präsident wird durch den Grossen Rat 			gewählt.





5.3.2.11 	Die Vizepräsidentin oder der Vizepräsident wird auf Vorschlag des Staatsrates vom Grossen Rat bestimmt.





Die K hat lange über die Einsetzung eines Präsidialdepartementes mit einem für eine Legislaturperiode gewählten Präsidenten und verantwortlich für ein erleichtertes Departement gesprochen. Anschliessend ist sie zu einer Präsidentschaft von zwei Jahren und dann einstimmig zu einer solchen von einem Jahr übergegangen. Der Präsident wird sofort anschliessend wiedergewählt werden können, namentlich um eine bessere Planung der Regierungsarbeiten zu sichern.



5.3.2.12	Die Präsidentin oder der Präsident des Staatsrates wird für ein Jahr gewählt, mit Möglichkeit der sofortigen Wiederwahl.





Eine Minderheit der K (Alain Berset, Martial Pittet, Christian Seydoux, Antoinette de Weck, Stellvertreterin) schlägt die Beibehaltung der gegenwärtigen Lösung vor. Dieses feine Gleichgewicht zu ändern, ohne eine konkretes Projekt für die Begründung der Änderung zu haben, scheint unnötig zu sein.



5.3.2.12 bis	Die Präsidentin oder der Präsident des Staatsrates wird für ein Jahr gewählt. Sie oder er ist nicht sofort wieder wählbar.





	13-14. Departemente



Diese These erheischt keine besondere Erläuterung.



5.3.2.13	1Die Verwaltung ist in Departemente gegliedert. �2Jedes Staatsratsmitglied leitet ein oder mehrere Departemente. �3Die Mitglieder des Staatsrates achten auf eine kohärente Verteilung der Aufgaben der Departemente und gewährleisten die Koordination zwischen den Departementen.





Um der Routine oder dem Überdruss entgegenzuwirken, ist die K der Meinung, dass ein Mitglied des Staatsrates ein Departement nicht länger als zwei Legislaturperioden leiten sollte.

Es ist auch erwähnt worden, dass diese Einschränkung zu willkürlich sein könnte und dass man ein Departement um ein Mitglied des Staatsrates bringen könnte, dessen Ausbildung zur Erfüllung seines Mandates ganz gegeben ist.



5.3.2.14	Ein Staatsrat kann nicht während mehr als zwei Legislaturperioden das gleiche Departement leiten.









5.3.3. Kompetenzen



	15-16. Exekutive Gewalt



5.3.3.15	Der Staatsrat übt die exekutive Gewalt aus, leitet die Verwaltung und führt die Kantonspolitik





Die K meint, dass die Mitglieder des Staatsrates dem Volk und dem Parlament gegenüber für ihre Handlungen und ihre Geschäftsführung verantwortlich sind und dass sie sich nicht hinter das Kollegialitätsprinzip verstecken dürfen.



5.3.3.16	Die Mitglieder des Staatsrates sind dem Grossen Rat und dem Volk gegenüber verantwortlich für ihre Geschäftsführung und Handlungen, welche ihrer Aufsicht unterliegen.





	17. Vertretung des Kantons



5.3.3.17	Die Regierung vertritt den Kanton.





18. Vertretung des Staatsrates



Die Präsidentin oder der Präsident der Regierung vertritt die exekutive Gewalt, doch ist es nicht nötig, dass sie oder er überall sein muss. Es ist selbstverständlich, dass die Präsenz der Regierung an kantonalen oder interkantonalen thematischen Konferenzen vom Mitglied wahrgenommen werden kann, das für das betreffende Departement zuständig ist.



5.3.3.18	Die Präsidentin oder der Präsident pflegt die Beziehungen der Regierung nach innen und nach aussen.





	19. Koordination der Tätigkeiten



Die K ist der Ansicht, dass die Präsidentin oder der Präsident die Koordination der Tätigkeiten des Staatsrates zu gewährleisten hat.



5.3.3.19	Die Präsidentin oder der Präsident gewährleistet die Koordination der Tätigkeiten der staatsrätlichen Departemente.















	20. Regierungsprogramm



Die K wünscht, dass dieser Grundsatz verfassungsrechtlich wird.



5.3.3.20	Der Staatsrat unterbreitet dem Grossen Rat �- ein Regierungslegislaturprogramm �- andere grundlegende Pläne zu spezifischen Bereichen.





21. Beaufsichtigung der Gemeinden



Die Beaufsichtigung der Gemeinden (Geschäftsführung, Finanzen, Verwaltung, usw.) ist vom Staatsrat wahrzunehmen, der eine Kommission damit beauftragen könnte. In der K ist auch die Meinung geäussert worden, dass ein Organ oder eine ausserparlamentarische Kommission zur Beaufsichtigung der Gemeinden eingesetzt werden könnte. Die K hat sich an einen genügend offenen Text gehalten und verlangt, dass die Einzelheiten durch ein Gesetz festgelegt werden. Zu diesem Zwecke legt sie folgende These vor.



5.3.3.21	1Der Staatsrat beaufsichtigt die Gemeinden. �	2Das Gesetz regelt die Einzelheiten.





22. Ernennungen



5.3.3.22	Der Staatsrat ernennt alle ihm untergeordneten Behörden und das kantonale Personal, soweit dafür nicht gemäss Verfassung oder Gesetz ein anderes Organ zuständig ist.





	23. Vernehmlassungen



In der Regel sollte der Staatsrat zu den Vorlagen der Bundesbehörden Stellung nehmen. Die K wünscht aber, dass der Grosse Rat ebenfalls seine Stellungnahme abgeben kann, sofern er dies wünscht. In diesem Fall übergibt der GR seine Stellungnahme dem SR, der dieser nach Möglichkeit Rechnung trägt.



5.3.3.23 	Der Staatsrat nimmt Stellung zu den Vorlagen der Bundesbehörden. Er berücksichtigt die Meinung des Grossen Rates in den Fällen, in denen dieser Stellung genommen hat.





	24. Verträge



Diese These steht in direktem Zusammenhang mit einer ähnlichen These, die im Kapitel « Grosser Rat » aufgeführt ist. Die K hat sich von der KV BE beeinflussen lassen. Aus Gründen der Transparenz verlangt die K, dass der SR den GR regelmässig informiert, denn die Einbeziehung des Parlamentes kann von erstrangiger Bedeutung sein.



5.3.3.24	1Der Staatsrat verhandelt und schliesst unter Vorbehalt des Genehmigungsrechts des Grossen Rates interkantonale und internationale Verträge ab. �2In die alleinige Zuständigkeit des Staatsrates fallen kurzfristig kündbare interkantonale Verträge, die entweder im Bereich seiner Verordnungskompetenzen liegen oder von untergeordneter Bedeutung sind. �3Der Staatsrat informiert regelmässig den Grossen Rat über die Verträge, die er abzuschliessen wünscht.





	25. Form der Erlasse



5.3.3.25	Der Staatsrat erlässt im Rahmen der Verfassung und Gesetze und den Erlassformen entsprechend Reglemente.





	26. Finanzen



Die folgende These ist im Art. 44 des Gesetzes über die Staatsfinanzen vom 25.11.94 breit ausgeführt. Die K wünscht, dass diese Angelegenheit als Grundlage für die Finanzkompetenzen des Staatsrates in die Verfassung einbezogen wird. Diese These ist von der K einstimmig angenommen worden. Es ist aber darauf hinzuweisen, dass sie auch die K 3 betrifft.



5.3.3.26	1Der Staatsrat bereitet den Finanzplan, das Budget und die Staatsrechnung vor und unterbreitet sie dem Grossen Rat. �2Er beschliesst die Ausgaben und die Erwerbungen und Veräusserungen des öffentlichen Bereichs im Rahmen der vom Grossen Rat gesetzten Grenzen. �3Der Staatsrat verwaltet die Güter und Finanzen des Staates.





	27. Recht



5.3.3.27	Der Staatsrat wacht über die richtige Anwendung des kantonalen Rechts. Wo dies in die Zuständigkeit der Kantone fällt, wacht er ebenfalls über die richtige Anwendung des Bundesrechts.





















	28. Öffentliche Ruhe und Ordnung



Im Falle von ausserordentlichen Lagen gibt diese These dem Staatsrat die Kompetenz, Massnahmen zu ergreifen. Was den Abs. 3 betrifft, hält die K darauf, dass der Staatsrat den GR unverzüglich davon in Kenntnis setzt, damit dieser seinerseits die Lage beurteilen kann.



1Im Falle von Katastrophen oder anderen ausserordentlichen Lagen und wenn der Grosse seine Kompetenzen nicht wahrnehmen kann, kann der Staatsrat alle nötigen Massnahmen ergreifen, um die Bevölkerung zu schützen. �2Der Staatsrat sorgt für die öffentliche Ruhe und Ordnung. Ist die öffentliche Ruhe und Ordnung ernsthaft und unmittelbar in Gefahr, so kann der Staatsrat auch ohne gesetzliche Grundlage die nötigen Massnahmen ergreifen. �3Der Staatsrat ist in den obengenannten Fällen verpflichtet, die Präsidentin oder den Präsidenten des Grossen Rates unverzüglich davon in Kenntnis zu setzen und nach den Umständen selbst die Einberufung des Grossen Rates zu verlangen. �4Die Massnahmen werden hinfällig bei Wegfall der Voraussetzungen für den Erlass der Massnahmen, oder wenn den Massnahmen trotz zeitlicher Möglichkeit die erforderlichen gesetzlichen Grundlagen nicht gegeben wurden.







29-30. Absetzung-Auflösung (Negativthesen)



Im Anschluss an die Affäre im Kanton Graubünden ist die Frage der Absetzung eines Staatsrates erörtert worden. Das Gleiche gilt für die mögliche Auflösung des Staatsrates als Kollegium. Anlässlich der ersten Lesung ist die K eingetreten, doch konnte sie sich nicht für eine These entscheiden. Andererseits ist das Mitglied oder sind die Mitglieder des Staatsrates vom Volk gewählt worden. Wer ist berechtigt, die Auflösung oder die Absetzung zu verlangen ? Anlässlich der zweiten Lesung hat die K die Meinung vertreten, dass diese Lösungen nicht mit der Kultur der Freiburger Politik übereinstimmen und dass sie der im Kanton bestehenden politischen Stabilität schaden könnten. Es bestehen andere Möglichkeiten: die strafrechtliche Verfolgung, die Sanktion der Wahlen, der Rücktritt, usw. Die K lässt deshalb die beiden folgenden Thesen fallen.



5.3.3.29	1Der Grosse Rat kann ein Mitglied des Staatsrates, das schwerwiegend gegen die Pflichten seiner Aufgaben verstossen hat, von seiner Funktion entheben. �2Der Entscheid wird mit der absoluten Mehrheit gefasst.



5.3.3.30	Der Gesamtstaatsrat kann aufgelöst werden.







�

D. 5.4  Beziehungen zwischen dem Grossen Rat und dem Staatsrat



Die ordentlichen Beziehungen zwischen einem Kantonsparlament und einer Exekutive geben regelmässig Anlass zu Zwängen, die zu bedeutenden Konflikten politischer Art führen können. Diese Konflikte ergeben sich aus den Stärkeverhältnissen zwischen diesen beiden Organen, denn oft laufen ihre Interessen auseinander, namentlich in finanziellen Aspekten.



Es ist nötig, Thesen festzulegen, die harmonischere Beziehungen zwischen diesen beiden politischen Behörden des Kantons erlauben und fördern.



1. Gesetzgebungsakte und Erlasse



5.4.1.	Der Staatsrat unterbreitet dem Grossen Rat die Entwürfe der Gesetzgebungsakte (Gesetze, Beschlüsse, Verträge, usw.) und weitere Akten, für die er es für erforderlich hält.





2. Information



Die Verwirklichung eines Legislaturprogramms geht über eine regelmässige und gute Information zu Gunsten des Parlamentes. Der Erfolg des Legislaturprogramms hängt auch von einer Zusammenarbeit zwischen den beiden Behörden ab.



5.4.2	Der Staatsrat berichtet dem Grossen Rat jährlich über den Stand der Arbeiten zur Erreichung des Legislaturprogramms.





3. Bericht über die Tätigkeiten



Das Parlament hat so die Möglichkeit, konkret auf die Erreichung der in diesem Legislaturprogramm gesteckten Ziele einzuwirken.



5.4.3	Der Staatsrat erstattet dem Grossen Rat jährlich, und so oft dieser es verlangt, Bericht über seine Tätigkeiten.





4. Einsicht in die Unterlagen



Die vom Staatsrat behandelten Unterlagen, welche die Kompetenzen und Vorrechte des Grossen Rates betreffen, bedingen Transparenz in ihrer Behandlung. 

Die Präsidentin oder der Präsident kann sie deshalb einsehen und dem Staatsrat gemäss den Regeln einer guten Zusammenarbeit direkt Bemerkungen anbringen. Die Präsidentenfunktion erheischt eine gute Kenntnis der vom Grossen Rat behandelten Unterlagen.



5.4.4	Die Präsidentin oder der Präsident des Grossen Rates kann zu jeder Zeit die Unterlagen des Staatsrates, welche den Grossen Rat betreffen, einsehen.





5. Teilnahme an den Sitzungen des Grossen Rates



Die Teinahme der Mitglieder des Staatsrates an den Sitzungen des Grossen Rates ermöglicht einen sofortigen und direkten Informationsaustausch zwischen den beiden Behörden. Eine gute Zusammenarbeit erheischt eine Präsenz der Regierung während der Sitzungen des Grossen Rates und der thematischen und speziellen parlamentarischen Kommissionen.



5.4.5	Die Mitglieder des Staatsrates können an den Sitzungen des Grossen Rates und der Kommissionen teilnehmen.





6. Information an die eidgenössischen Parlamentarier



Enge Verbindungen mit den Bundesbehörden, eine gute Kenntnis der Dossiers, die den Kanton betreffen, die Aufrechterhaltung von fruchtbaren Kontakten mit der Bundesverwaltung verlangen vom Staatsrat regelmässige Treffen mit den eidgenössischen Parlamentariern des Kantons. Diese Austausche und diese Zusammenarbeit erlauben auch dem Staatsrat, seine Sorgen über die Politik des Bundes, welche die Geschäftsführung des Staates Freiburg beeinflussen kann, weiterzugeben. Während dieser Zusammenkünfte werden auch Ereignisse von grosser Bedeutung behandelt.



5.4.6	Der Staatsrat konsultiert und informiert regelmässig die eidgenössischen Parlamentarier.





7. Sekretariate des Grossen Rates und der Staatskanzlei



Die Zusammenarbeit und die verwaltungstechnischen Verbindungen zwischen dem Grossen Rat und dem Staatsrat laufen über die entsprechenden Sekretariate der beiden kantonalen Behörden.



5.4.7	Das Sekretariat des Grossen Rates und die Staatskanzlei sind die Verbindungsstellen zwischen den beiden Behörden.









�E.  5.5  Verwaltung



1. Organisation der Verwaltung



Der Staatsrat leitet die kantonale Verwaltung und organisiert gemäss seiner Verantwortung die Gesamtheit der dem Staat zufallenden administrativen Aufgaben. Die Effizienz in der Geschäftsführung der administrativen Organe des Staates gebieten eine Organisation, die rechtmässigen, wirtschaftlichen und bürgernahen Grundsätzen und Kriterien entspricht.

Die Reformen des Staates müssen es dem Staatsrat auch erlauben, ordentliche und rechtmässige Aufgaben mit Grundsätzen der Dezentralisation der kantonalen Dienste in den Regionen zu organisieren.



5.5.1	1Der Staatsrat bestimmt im Rahmen von Verfassung und Gesetz die zweckmässige Organisation der Verwaltung.�2Er sorgt für eine rechtmässige, bürgernahe und wirkungsvolle Verwaltung. �3Das Gesetz kann vorsehen, dass bestimmte kantonale Aufgaben auf regionaler Ebene wahrgenommen werden.





2. Ombudsstelle



Die administrative Komplexität in der Ausführung der Aufgaben des Staates und oft der Mangel an Kenntnissen des Bürgers in Bezug auf die Verpflichtungen der zahlreichen Organe der Verwaltung gebieten die Einsetzung einer Ombudsstelle, um den Bürger der Verwaltung anzunähern.



5.5.2	Das Gesetz kann eine unabhängige Ombudsstelle für Verwaltungsangelegenheiten einrichten.









�IV.   ZUSAMMENFASSUNG



Der vorliegende Bericht wurde von der Kommission  5 am 19. Dezember einstimmig angenommen.



Durch ihre Vorschläge schlägt die Kommission dem Kanton und den künftigen Generationen eine Modernisierung der Funktionsweise der Behörden vor.

Dies wird den Behörden gestatten, ihre Verpflichtungen und Aufgaben in Zukunft effizienter wahrzunehmen.









Freiburg, den 20. Dezember 2001



				







Peter Jaeggi
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ANHANG 1: LISTE DER ANGENOMMENEN THESEN UND DER MINDERHEITENTHESEN



5.1.1	Die Organisation der kantonalen Behörden richtet sich nach dem Grundsatz der Gewaltenteilung.



5.1.2	Die Mitglieder des Grossen Rates sowie die Mitglieder des Staatsrates müssen unter Vorbehalt des Berufsgeheimnisses alle privaten und öffentlichen Interessenbindungen offen legen.



5.1.3	Die kantonalen Richter und die kantonalen Ersatzrichter (KG + VG) sowie alle Berufsrichter dürfen nicht gleichzeitig dem Grossen Rat oder dem Staatsrat angehören.



5.1.4	1Staatsräte können im Prinzip nicht gleichzeitig auch Mitglieder der Bundesversammlung sein.

			2Das Gesetz umschreibt die Sonderfälle.



5.1.4 bis	Staatsräte können im Prinzip nicht gleichzeitig auch Mitglieder der Bundesversammlung sein.



5.1.5	Die Mitglieder des Staatsrates dürfen kein anderes öffentliches Amt bekleiden, keiner anderen Behörde angehören und keine anderweitige  Erwerbstätigkeit ausüben.



5.1.6		Mitglieder der kantonalen Behörden sowie Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der kantonalen Verwaltung haben sich bei Geschäften, die sie persönlich betreffen, in den Ausstand zu begeben.



5.1.7	1Die Mitglieder des Grossen Rates und des Staatsrates sind in ihren parlamentarischen Äusserungen frei.

	2Die Immunität kann nur in den gesetzlich vorgesehenen Fällen aufgehoben werden.



5.1.8		1Der Staat und die andern Träger öffentlicher Aufgaben haften für Schäden, die ihre Organe bei der Ausübung ihrer öffentlichen Tätigkeiten widerrechtlich verursachen.

		2Das Gesetz bestimmt, unter welchen Voraussetzungen der Kanton auch für Schäden einzustehen hat, die seine Organe durch rechtmässiges Handeln verursachen.



5.1.9	1Rechtsetzende Akten erlässt der Grosse Rat in Form des Gesetzes oder der Parlamentsverordnung. Nicht-rechtsetzende Erlasse des Grossen Rates ergehen in Form des referendumspflichtigen oder einfachen Beschlusses.



	2Rechtsetzende Erlasse der Exekutive oder Judikative ergehen immer in Form des Reglementes.

�3Bestimmungen, welche die Rechtsstellung des Individuums nicht unwesentlich berühren, können nur durch Gesetz erlassen werden. Rechtsetzung unter Ausschluss des Mitspracherechts der Stimmberechtigten bedarf einer hinreichend bestimmten Ermächtigung in einem Gesetz. Der Staatsrat kann seine Rechtsetzungsbefugnisse, die nicht aus der Verfassung fliessen, an seine Direktionen oder Verwaltungseinheiten weiterdelegieren, sofern dies vom übergeordneten Recht nicht ausgeschlossen wird. 



	4Diese können ihre Rechtsetzungsbefugnisse unter den gleichen Voraussetzungen wieder delegieren.



5.1.10	1Der Staat kann öffentliche Aufgaben an folgende Gebilde ausserhalb der Zentralverwaltung übertragen:

		- selbständige Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 	öffentlichen Rechts�	- Private oder privatrechtlichen Organisationen

�2Eine Übertragung ist nur erlaubt, wenn:

		a) auf die Bedürfnisse der Benutzer hinreichend Rücksicht 	genommen wird und eine wirtschaftliche und effiziente 	Aufgabenerfüllung sichergestellt ist �	b) folgende Grundzüge in einem Gesetz enthalten sind:�		-die Grundzüge der Aufgaben�		-die Organisation,�		-die Kontrollmechanismen.

�3Die Sicherstellung muss umfassen:

		a) den Vollzug

		b) die Aufsicht,�	c) den Rechtsschutz der Bürger.



5.1.11	1Die kantonalen Behörden sind gehalten, die Öffentlichkeit über ihre Arbeit hinreichend zu informieren. �2Jeder hat das Recht auf Zugang zu den amtlichen Dokumenten. 

	3Das Gesetz umschreibt dieses Recht.



5.1.12		Die Mitglieder des Ständerates werden vom Volk gewählt.



5.2.1.1	Der Grosse Rat ist - unter Vorbehalt der Volksrechte - die oberste Behörde des Kantons.



5.2.1.2	Beibehaltung des Systems der halbdirekten Demokratie.



5.2.1.3	Beibehaltung des Einkammersystems.



5.2.1.4	Beibehaltung eines Milizparlamentes.



5.2.1.5	Beibehaltung des Proporzwahlsystems.



5.2.1.6	1Das Gesetz bestimmt die Wahlkreise. �2Es gewährleistet die angemessene Vertretung der verschiedenen Gebiete des Kantons. �3Die Wahlkreise haben die geografische und historische Gliederung  zu beachten. �4Jeder Kreis muss im Rahmen des Möglichen eine gleichmässige Bevölkerungszahl umfassen. �5Jeder Wahlkreis kann in Unter-Bezirke unterteilt werden. 

	6Der Kanton umfasst maximal 8 Wahlkreise.



5.2.1.6 bis	1Das Gesetz bestimmt die Wahlkreise.�2Es gewährleistet die angemessene Vertretung der verschiedenen  Gebiete des Kantons. 

	3Die Wahlkreise haben die geografische und historische Gliederung zu beachten. �4Jeder Wahlkreis kann in Unter-Bezirke unterteilt werden.�5Der Kanton umfasst maximal 8 Wahlkreise.



5.2.1.6 ter	1Das Gesetz bestimmt die Wahlkreise.�2Es gewährleistet die angemessene Vertretung der verschiedenen Gebiete des Kantons.�3Die Wahlkreise haben die geografische und historische Gliederung zu beachten.�4Jeder Wahlkreis muss im Rahmen des Möglichen eine gleichmässige Bevölkerungszahl umfassen. �5Der Kanton umfasst maximal 8 Wahlkreise.



5.2.1.7	1 Alle Angestellten der Kantonsverwaltung sind in den Grossen Rat wählbar, mit Ausnahme des Personals der Zentralverwaltung, des Personals, welches massgeblich auf den Entscheidungsprozess innerhalb der Verwaltung Einfluss nehmen kann, sowie der Polizei. 

	2Das Gesetz kann Ausnahmen oder andere Unvereinbarkeiten vorsehen.



5.2.1.7 bis	Das gesamte Personal der Kantonsverwaltung kann Mitglied des Grossen Rates sein, mit Ausnahme des Kaderpersonals und des Personals, welches massgeblich auf den Entscheidungsprozess innerhalb der Verwaltung Einfluss nehmen kann, sowie der Polizei.



5.2.1.7. ter	1Das gesamte Personal der Staatsverwaltung kann Mitglied des Grossen Rates sein, mit Ausnahme des Kaderpersonals  und des Personals, welches massgeblich auf den Entscheidungsprozess innerhalb der Verwaltung Einfluss nehmen kann, sowie der Polizei. 

	2Die Anzahl der Staatsangestellten im Grossen Rat darf jedoch eine Höchstzahl nicht überschreiten.



5.2.1.8	Für den Grossen Rat dauer eine Legislaturperiode fünf Jahre.



5.2.1.9	Beschränkung der Grossratsmandate auf gesamthaft drei  Legislaturperioden.



5.2.1.10	Der Grosse Rat versammelt sich auf Einberufung seiner Präsidentin oder seines Präsidenten:

	a) rechtmässig während des Jahres zu ordentlichen Sitzungen.�b) auf Verlangen von einem Fünftel seiner Mitglieder. 

	c) auf Verlangen des Staatsrates. 

	d) in weiteren vom Gesetz vorgesehenen Fällen.



5.2.1.11	1Die Sitzungen des Grossen Rates sind öffentlich. 

	2Ausnahmen regelt das Gesetz.



5.2.1.12	Der Grosse Rat kann nur gültig beraten, wenn die absolute Mehrheit seiner Mitglieder anwesend ist.



5.2.1.13	Die Mitglieder des Grossen Rates können Fraktionen bilden.



5.2.1.14	1Der Grosse Rat bildet thematische und spezielle Kommissionen �2Die parlamentarischen Kommissionen werden im Verhältnis der Fraktionsstärken zusammengesetzt. �3Ihre Hauptaufgabe besteht in der Vorbereitung der Beratungen des Grossen Rates. 

	4Das Gesetz regelt ihre Organisation und deren Untersuchungs-, Auskunfts- und Einsichtsrechte. �5Durch Gesetz können einzelnen Kommissionen Entscheidungsbefugnisse, die nicht rechtsetzender Natur sind, übertragen werden. �6Die Kommissionen unterrichten die Öffentlichkeit regelmässig über den Stand ihrer Arbeiten.



5.2.1.15	Die Mitglieder des Grossen Rates beraten und stimmen ohne 			Instruktionen.



5.2.1.16	1Der Grosse Rat verfügt über sein eigenes Sekretariat, das durch einen Generalsekretär geleitet wird. 

	2Er kann die Dienste der kantonalen Verwaltung beanspruchen.



5.2.2.17	Der Grosse Rat setzt sich aus 100 Mitgliedern zusammen.



5.2.2.17 bis 	Der Grosse Rat setzt sich aus 110 Mitgliedern zusammen.





5.2.3.18	1Einführung der Stellvertretung im Hinblick auf den Ersatz der verhinderten Mitglieder. 

	2Das Gesetz regelt die Einzelheiten.



5.2.3.18 bis	Suppression de la suppléance



5.2.3.19	1Der Grosse Rat wählt:�a) die Präsidentin oder den Präsidenten des Grossen Rates �b) die Präsidentin oder den Präsidenten des Staatsrates�c) die Vizepräsidentin oder den Vizepräsidenten des Staatsrates�d) die Staatskanzlerin oder den Staatskanzler�e) die Generalsekretärin oder den Generalsekretär des Grossen Rates�f)  die Staatsschatzmeisterin oder den Staatsschatzmeister�g) die Staatsanwältin oder den Staatsanwalt�h) die Präsidentin oder den Präsidenten und die andern Mitglieder des Kantonsgerichtes und des Verwaltungsgerichtes 

	i) die Mitglieder der thematischen und speziellen Kommissionen.		2Das Gesetz kann ihm weitere Wahlen übertragen.



5.2.3.20	1Der Grosse Rat genehmigt das Budget, die Jahresrechnung und bestimmt den Rahmen für neue Schuldenaufnahme und die kantonalen Steuern. 

�2Das Gesetz bestimmt die finanziellen Kompetenzen des Staatsrates.��3Der Grosse Rat überprüft periodisch die Staatsaufgaben unter dem Blickwinkel der Notwendigkeit, Nützlichkeit und Kosten. 

�4Bei der Verwendung des Staatsvermögens soll am meisten gespart werden. Der Grosse Rat soll sich darum bemühen, die Ausgaben mit den Einnahmen ins Gleichgewicht zu bringen.



5.2.3.20 bis	1Der Grosse Rat genehmigt das Budget, die Jahresrechnung und bestimmt den Rahmen für neue Schuldenaufnahme und die kantonalen Steuern.

 	2Das Gesetz bestimmt die finanziellen Kompetenzen des Staatsrates.



5.2.3.21	1Der Grosse Rat behandelt:�	a) den Bericht über die Richtlinien der Regierungspolitik�	b) den Finanzplan�	c) weitere grundlegende Pläne in einzelnen Aufgabenbereichen.     

	2Er kann einzelne Teile davon für vordringlich oder verbindlich erklären.



5.2.3.22	Der Grosse Rat führt die Oberaufsicht über:�	a) die Regierung�	b) die Geschäftsführung der obersten Gerichte�	c) die Verwaltung�	d) die andern Träger öffentlicher Aufgaben.



5.2.3.23	1Der Grosse Rat genehmigt die internationalen und interkantonalen Verträge. 



	2Er kann diese Kompetenz an den Staatsrat delegieren, sofern es sich um kurzfristig kündbare interkantonale Verträge oder um interkantonale Verträge von untergeordneter Bedeutung handelt. ��3Er kann den Staatsrat auffordern, Verhandlungen für den Abschluss eines neuen Vertrages aufzunehmen oder einen bestehenden Vertrag zu kündigen.



5.2.3.24	Jedes Mitglied des Grossen Rates verfügt über das Recht: (1) zur Motion; (2) zum Postulat; (3) zur Anfrage und (4) zur Resolution.



5.2.3.25	Der Grosse Rat kann gegen ein Anwendungsreglement des Staatsrates sein Veto einlegen.



5.2.3.26	Der Grosse Rat verfügt über das Mandatsrecht, mit welchem er den Staatsrat auffordert, eine Massnahme im ausschliesslichen Zuständigkeitsbereich des Staatsrates zu treffen.



5.2.3.27	Der Grosse Rat beschliesst über Amnestie und Begnadigungen.



5.2.3.28	Der Grosse Rat erteilt das Kantonsbürgerrecht an Ausländerinnen und Ausländer.



5.2.3.29	1Der Grosse Rat behandelt die Volksinitiativen. Er beurteilt insbesondere deren materielle Gültigkeit. 

�2Initiativen sind ganz oder teilweise ungültig zu erklären, wenn: �-  sie gegen übergeordnetes Recht verstossen 

	-  sie undurchführbar sind �-  sie die Einheit der Form oder der Materie nicht wahren. 

�3Bei einfachen Anregungen bestimmt der Grosse Rat abschliessend darüber, in welcher Rechtsform die Vorlage ausgearbeitet werden soll. Initiativen sind ohne Verzug zu behandeln. 

�4Der Grosse Rat kann sowohl einer ausformulierten Initiative wie auch einer Vorlage, die er aufgrund einer Initiative in der Form einer einfachen Anregung ausformuliert hat, einen Gegenvorschlag gegenüberstellen. 

�5Die Abstimmung über die Initiative und den Gegenvorschlag findet gleichzeitig statt. Die Stimmberechtigten können gültig beiden Vorlagen zustimmen und darüber befinden, welcher sie im Falle der Annahme beider Vorlagen den Vorzug geben würden.



5.2.3.30	Der Grosse Rat kann bei Vernehmlassungen an Bundesbehörden Stellung nehmen.



5.2.3.31	Der Grosse Rat übt das Initiativ- und Referendumsrecht aus, welches das Bundesrecht den Kantonen gewährt.



5.2.3.32	Der Grosse Rat teilt die Ansicht des Kantons bezüglich der Installation von Atomanlagen im Rahmen des Bundesrechts mit.



5.2.3.33	1Der Grosse Rat erfüllt alle weiteren Zuständigkeiten, die ihm durch Gesetz eingeräumt werden. �2Er ist für all jene Staatsaufgaben zuständig, die nicht in die Kompetenz eines andern Staatsorgans fallen.



5.2.3.34	Der Grosse Rat entscheidet Zuständigkeitskonflikte zwischen den obersten kantonalen Behörden.



5.2.3.36	Der Grosse Rat achtet auf eine nachhaltige Entwicklung (Politik auf �		längere Sicht).



5.3.1.1 	Der Staatsrat wird vom Volk gewählt.



5.3.1.2 	Der Staatsrat wird gleichzeitig mit dem Grossen Rat gewählt.



5.3.1.3	Der Staatsrat wird nach dem Majorzverfahren gewählt.



5.3.1.3 bis 	Der Staatsrat wird nach dem Proporzverfahren gewählt.



5.3.1.4 	Der Kanton bildet den Wahlkreis.



5.3.1.5 	Der Staatsrat besteht aus sieben Mitgliedern.



5.3.1.6 	Die Amtsdauer des Staatsrates beträgt fünf Jahre.



5.3.1.7 	Eine Person kann nicht mehr als drei Legislaturperioden Staatsrat sein.



5.3.1.9 	Die Staatskanzlei ist die Stabstelle des Staatsrates und insbesondere der Präsidentin oder des Präsidenten.



5.3.2.10 	Die Präsidentin oder der Präsident wird durch den Grossen Rat 			gewählt.





5.3.2.11 	Die Vizepräsidentin oder der Vizepräsident wird auf Vorschlag des Staatsrates vom Grossen Rat bestimmt.



5.3.2.12	Die Präsidentin oder der Präsident des Staatsrates wird für ein Jahr gewählt, mit Möglichkeit der sofortigen Wiederwahl.



5.3.2.12 bis	Die Präsidentin oder der Präsident des Staatsrates wird für ein Jahr gewählt. Sie oder er ist nicht sofort wieder wählbar.



5.3.2.13	1Die Verwaltung ist in Departemente gegliedert. �2Jedes Staatsratsmitglied leitet ein oder mehrere Departemente. �3Die Mitglieder des Staatsrates achten auf eine kohärente Verteilung der Aufgaben der Departemente und gewährleisten die Koordination zwischen den Departementen.



5.3.2.14	Ein Staatsrat kann nicht während mehr als zwei Legislaturperioden das gleiche Departement leiten.



5.3.3.15	Der Staatsrat übt die exekutive Gewalt aus, leitet die Verwaltung und führt die Kantonspolitik



5.3.3.16	Die Mitglieder des Staatsrates sind dem Grossen Rat und dem Volk gegenüber verantwortlich für ihre Geschäftsführung und Handlungen, welche ihrer Aufsicht unterliegen.



5.3.3.17	Die Regierung vertritt den Kanton.



5.3.3.18	Die Präsidentin oder der Präsident pflegt die Beziehungen der Regierung nach innen und nach aussen.



5.3.3.19	Die Präsidentin oder der Präsident gewährleistet die Koordination der Tätigkeiten der staatsrätlichen Departemente.



5.3.3.20	Der Staatsrat unterbreitet dem Grossen Rat �- ein Regierungslegislaturprogramm �- andere grundlegende Pläne zu spezifischen Bereichen.



5.3.3.21	1Der Staatsrat beaufsichtigt die Gemeinden. �	2Das Gesetz regelt die Einzelheiten.



5.3.3.22	Der Staatsrat ernennt alle ihm untergeordneten Behörden und das kantonale Personal, soweit dafür nicht gemäss Verfassung oder Gesetz ein anderes Organ zuständig ist.



5.3.3.23 	Der Staatsrat nimmt Stellung zu den Vorlagen der Bundesbehörden. Er berücksichtigt die Meinung des Grossen Rates in den Fällen, in denen dieser Stellung genommen hat.



5.3.3.24	1Der Staatsrat verhandelt und schliesst unter Vorbehalt des Genehmigungsrechts des Grossen Rates interkantonale und internationale Verträge ab. �2In die alleinige Zuständigkeit des Staatsrates fallen kurzfristig kündbare interkantonale Verträge, die entweder im Bereich seiner Verordnungskompetenzen liegen oder von untergeordneter Bedeutung sind. �3Der Staatsrat informiert regelmässig den Grossen Rat über die Verträge, die er abzuschliessen wünscht.



5.3.3.25	Der Staatsrat erlässt im Rahmen der Verfassung und Gesetze und den Erlassformen entsprechend Reglemente.



5.3.3.26	1Der Staatsrat bereitet den Finanzplan, das Budget und die Staatsrechnung vor und unterbreitet sie dem Grossen Rat. �2Er beschliesst die Ausgaben und die Erwerbungen und Veräusserungen des öffentlichen Bereichs im Rahmen der vom Grossen Rat gesetzten Grenzen. �3Der Staatsrat verwaltet die Güter und Finanzen des Staates.



5.3.3.27	Der Staatsrat wacht über die richtige Anwendung des kantonalen Rechts. Wo dies in die Zuständigkeit der Kantone fällt, wacht er ebenfalls über die richtige Anwendung des Bundesrechts.



5.3.3.28	1Im Falle von Katastrophen oder anderen ausserordentlichen Lagen und wenn der Grosse seine Kompetenzen nicht wahrnehmen kann, kann der Staatsrat alle nötigen Massnahmen ergreifen, um die Bevölkerung zu schützen. �2Der Staatsrat sorgt für die öffentliche Ruhe und Ordnung. Ist die öffentliche Ruhe und Ordnung ernsthaft und unmittelbar in Gefahr, so kann der Staatsrat auch ohne gesetzliche Grundlage die nötigen Massnahmen ergreifen. �3Der Staatsrat ist in den obengenannten Fällen verpflichtet, die Präsidentin oder den Präsidenten des Grossen Rates unverzüglich davon in Kenntnis zu setzen und nach den Umständen selbst die Einberufung des Grossen Rates zu verlangen. �4Die Massnahmen werden hinfällig bei Wegfall der Voraussetzungen für den Erlass der Massnahmen, oder wenn den Massnahmen trotz zeitlicher Möglichkeit die erforderlichen gesetzlichen Grundlagen nicht gegeben wurden.



5.4.1.	Der Staatsrat unterbreitet dem Grossen Rat die Entwürfe der Gesetzgebungsakte (Gesetze, Beschlüsse, Verträge, usw.) und weitere Akten, für die er es für erforderlich hält.



5.4.2	Der Staatsrat berichtet dem Grossen Rat jährlich über den Stand der Arbeiten zur Erreichung des Legislaturprogramms.



5.4.3	Der Staatsrat erstattet dem Grossen Rat jährlich, und so oft dieser es verlangt, Bericht über seine Tätigkeiten.



5.4.4	Die Präsidentin oder der Präsident des Grossen Rates kann zu jeder Zeit die Unterlagen des Staatsrates, welche den Grossen Rat betreffen, einsehen.



5.4.5	Die Mitglieder des Staatsrates können an den Sitzungen des Grossen Rates und der Kommissionen teilnehmen.



5.4.6	Der Staatsrat konsultiert und informiert regelmässig die eidgenössischen Parlamentarier.



5.4.7	Das Sekretariat des Grossen Rates und die Staatskanzlei sind die Verbindungsstellen zwischen den beiden Behörden.



5.5.1	1Der Staatsrat bestimmt im Rahmen von Verfassung und Gesetz die zweckmässige Organisation der Verwaltung.�2Er sorgt für eine rechtmässige, bürgernahe und wirkungsvolle Verwaltung. �3Das Gesetz kann vorsehen, dass bestimmte kantonale Aufgaben auf regionaler Ebene wahrgenommen werden.



5.5.2	Das Gesetz kann eine unabhängige Ombudsstelle für Verwaltungsangelegenheiten einrichten.













�ANHANG 2: VERWORFENE THESEN (NEGATIVTHESEN)



5.2.3.35	Die Konsultativräte werden im Rahmen der Verfassung angenommen.



5.3.1.8 	Der Staatsrat fasst und vertritt seine Beschlüsse als Kollegium.



5.3.3.29	1Der Grosse Rat kann ein Mitglied des Staatsrates, das schwerwiegend gegen die Pflichten seiner Aufgaben verstossen hat, von seiner Funktion entheben. �2Der Entscheid wird mit der absoluten Mehrheit gefasst.



5.3.3.30	Der Gesamtstaatsrat kann aufgelöst werden.
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